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Betreffend Alarmierung der Bevölkerung in ausserordentlichen Lagen 

 

Die Information der Bevölkerung in ausserordentlichen Lagen ist eine Aufgabe, welche sich 
Bund, Kantone und Gemeinden teilen. Sie stellen diese durch verschiedenste Mittel sicher 
(Sirenen, «ALERTSWISS»-System, insbesondere über das Mobilfunknetz via App, Informati-
onsverbreitung durch die SRG, Lokalradios und die Schweizerische Depeschenagentur, 
auch zur Weiterverbreitung durch andere Medien, sowie Notfalltreffpunkte und Lautsprecher-
wagen in Gemeinden, usw.). Das einzige Notfall-Informationssystem, mit welchem die Bevöl-
kerung auch in Schutzräumen, Tiefgaragen und Mobilfunklöchern sowie an weiteren Orten, 
an denen viele Signale nicht hinkommen oder zu denen Sirenen nicht durchdringen, stö-
rungsfrei informiert werden kann, ist heute das IBBK-System des Bundes zur Information der 
Bevölkerung in Krisenzeiten (früher UKW77 genannt). Dieses ist in einwandfreiem, regel-
mässig gewartetem Zustand, milizmässig betreibbar, funktioniert auch bei Stromausfällen 
und ist weitgehend resistent gegen Cyberangriffe. Ausserdem kann es auch mit jedem han-
delsüblichen DAB+-Gerät empfangen werden, da heute jedes DAB+-Gerät auch einen UKW-
Empfangsteil hat.  
 
Trotz dieser technisch unbestreitbaren Vorteile hat der Bund beschlossen, dieses beste-
hende, gut funktionierende IBBK-System nur noch bis Ende 2026 zu betreiben und danach 
zurückzubauen, im Klartext: abzustellen und zu zerstören. Das zuständige Bundesamt rät 
stattdessen, sich bei längeren Stromausfällen ohne Informationsmöglichkeiten zu Notfalltreff-
punkten zu begeben. Aber diese Notfalltreffpunkte findet man ausschliesslich auf einer 
Karte, die auch nur per Internet einsehbar ist. Weitere vergleichbare Alternativen gibt es, wie 
oben dargestellt, keine. Angesichts der veränderten sicherheitspolitischen Lage ist dies ein 
unhaltbarer Zustand.  Somit kann ab 1.1.2027 die Bevölkerung im Kanton Zürich in ausseror-
dentlichen Lagen nicht mehr im bisherigen Leistungsumfang umfassend und sicher informiert 
werden.  
 
Vor diesem Hintergrund ersuchen wir um Beantwortung folgender Fragen: 
 
1. Ist der Regierungsrat über den Entscheid, das Notfall-UKW-Radio (IBBK-System) einzu-

stellen, informiert worden? Wenn ja, was waren (ausser der Kostenfrage) die Begrün-
dungen des Bundes und wie ist die Haltung des Regierungsrates dazu? 

2. Wie will der Regierungsrat ab 2027 die Alarmierung der Zürcher Bevölkerung in Krisen-
situationen in einer ausserordentlichen Lage sicherstellen (auch in Schutzräumen, Funk-
löchern, usw., wo Sirenen nicht hörbar sind und wo es kein Internet gibt)? 

3. Wie will der Regierungsrat bei einem Stromausfall in ausserordentlichen Lagen die Zür-
cher Bevölkerung informieren, insbesondere vor dem Hintergrund, dass das Mobilfunk-
netz, inkl. ALERTSWISS-App, bei einem Stromausfall nur noch 1 Stunde funktioniert, da 
der Notstrom für Mobilfunkantennen nur so lange reicht? 

4. Falls das UKW-basierte IBBK-System abgeschaltet wird, was für Mehrkosten kommen 
auf den Kanton zu, mit Blick auf die Blaulichtorganisationen und den Bevölkerungs-
schutz, wenn die bisherige Qualität der Alarmierung beibehalten werden soll? 
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